
und parteiliche Auftreten von FDJlern aus dem Kom­
binat „Schwarze Pumpe“ ein Provokateur entlarvt 
werden.
Diese und viele andere Beispiele beweisen: Die Ord­
nungsgruppen der FDJ sind eine wertvolle Hilfe zur 
Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und der 
sozialistischen Moral und Ethik; auf ihre Kraft darf 
nicht verzichtet werden.
In der richtigen Erkenntnis, daß vor Überspitzungen in 
der Arbeit der Ordnungsgruppen gewarnt werden muß, 
haben einige Funktionäre die Initiative und Bereit­
schaft der Jugend zur Aufrechterhaltung von Ordnung 
und Sicherheit gehemmt. Deshalb kommt es in erster 
Linie darauf an, den Mitgliedern der Ordnungsgruppen 
und den Leitungen der FDJ zu helfen, ihre Tätigkeit 
richtig auszuüben. Aus diesem Grunde werden die Mit­
glieder der Ordnungsgruppen auch nach einem konkre­
ten Programm ausgebildet. Das für 1962 ausgearbeitete 
Ausbildungsprogramm umfaßt grundsätzlich folgende 
Probleme:
1. die politische Ausbildung;
2. eine volkspolizeiliche Ausbildung;

3. eine vormilitärische Ausbildung für alle Jungen; 
für Mädchen entsprechend den örtlichen Möglichkeiten 
eine Ausbildung als Funker, Fernschreiberinnen u. ä.

*
Die Ordnungsgruppen der FDJ verdienen in stärkerem 
Maße die Beachtung der Staatsorgane. Die Funktionäre 
des Staatsapparats, besonders die der Justiz- und 
Sicherheitsorgane, müssen erkennen, daß die Kraft der 
Ordnungsgruppen auch darauf gerichtet ist, den Kampf 
gegen die Kriminalität unter der Jugend zu führen und 
eine vorbeugende Tätigkeit zu entfalten. Die Staats­
organe sollten daher eng mit den Kreis- und Bezirks­
leitungen der FDJ Zusammenarbeiten. Sie sollten ihnen 
helfen, diese von der Jugendorganisation entwickelte 
Form des gesellschaftlichen Einflusses auf die Beziehun­
gen der Menschen untereinander zu entwickeln. Ein rich­
tiger und regelmäßiger Einsatz der Ordnungsgruppen 
führt dazu, daß nützliche Ergebnisse erzielt werden, die 
den Leitungen der FDJ, den ständigen Kommissionen 
der örtlichen Volksvertretungen, den Räten und nicht 
zuletzt den Arbeitskollektiven und Konfliktkommis­
sionen zur Auswertung übermittelt werden können.

WALTER SIEBER und H E I N Z  AUERSWALD, Staatsanwälte beim Staatsanwalt des Bezirks Dresden

Die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwalt 
und Staatlichem Vertragsgericht im Bezirk Dresden

S e i f a r t und E b e r t  haben in NJ 1962 S. 23 darge­
legt, wie die Staatsanwälte das Produktionsaufgebot 
durch die Allgemeine Aufsicht unterstützen können. 
Gleichzeitig haben sie auf die wichtigsten Aufgaben 
hingewiesen, die in Auswertung des 14. Plenums des 
Zentralkomitees der SED vor uns stehen. Wir möchten 
an diese Darlegungen und zugleich an den in NJ 1961
S. 226 veröffentlichten Beitrag von Major/Sieber/Dörre 
anknüpfen und an Hand unserer Erfahrungen aus dem 
Bezirk Dresden schildern, wie die Zusammenarbeit mit 
dem Staatlichen Vertragsgericht die Lösung wirtschaft­
licher Aufgaben fördert.
Für das Jahr 1962 gilt es, den Volkswirtschaftsplan auf 
der Basis der Unabhängigkeit der Wirtschaft der DDR 
von imperialistischen Störversuchen zu erfüllen, eine 
höhere Zuwachsrate in allen Teilen zu erzielen und 
die kontinuierliche Produktion trotz weitestgehender 
Umstellungen herbeizuführen. Die wirkliche Kapazität 
des Betriebes ist zur Grundlage der Planung zu machen 
und eine weitestgehende Rentabilität zu gewährleisten. 
Die Kleinmechanisierung und die Anwendung der 
modernsten technischen Verfahren müssen schneller 
durchgesetzt werden. Schließlich ist es notwendig, eine 
hohe Qualität der Arbeit bei voller Ausnützung des 
wirtschaftlich-technischen Fortschritts zu sichern. Dazu 
gehört, Ordnung, eine straffe Leitung und sozialistische 
Arbeitsdisziplin und -moral in den Betrieben zu 
schaffen, um dadurch zur Erhöhung der Arbeitsproduk­
tivität beizutragen.
Der Staatsan\yalt hat große Möglichkeiten, mit seinen 
spezifischen Mitteln an der Lösung der von der 14. und
15. Tagung des Zentralkomitees der SED gestellten 
Aufgaben mitzuarbeiten. Vor allem muß er zur Be­
seitigung von Hemmnissen und Mißständen bei der Er­
füllung des Volkswirtschaftsplans 1962 beitragen. Durch 
die konsequente Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit muß er auf die Entwicklung sozialistischer 
Leitungsmethoden in der Wirtschaft einwirken, damit 
die Schöpferkraft der Werktätigen entfaltet wird. Die

Erziehung zur sozialistischen Arbeitsdisziplin und 
Arbeitsmoral muß auch mit der umfassenden Durch­
setzung des Gesetzbuches der Arbeit erfolgen, wobei 
den Fragen der materiellen Verantwortlichkeit mehr 
Aufmerksamkeit zu schenken ist. Um allseitig zur Über­
windung auftretender Widersprüche beizutragen, muß 
auch der Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität ziel­
gerichteter organisiert werden.
Einem guten Zusammenwirken der Staatsanwaltschaft 
mit den Staatlichen Vertragsgerichten kommt besondere 
Bedeutung zu, weil sich in den dort anhängigen Ver­
fahren die wirtschaftshemmenden gesellschaftlichen 
Widersprüche zeigen und die ihnen zugrunde liegen­
den Ursachen aufgedeckt werden. Um die Arbeit der 
Staatsanwaltschaft zu verbessern, müssen die Erfah­
rungen der Vergangenheit ausgewertet und für die Zu­
kunft nutzbar gemacht werden.
Die Abteilung IV des Staatsanwalts des Bezirks 
Dresden hat aus dieser Erkenntnis heraus ihre bisherige 
Arbeit auf dem Gebiet des Vertragsrechts überprüft 
und versucht, aus den Erfahrungen Methoden zu ent­
wickeln, die geeignet sind, aus der beiderseitigen Zu­
sammenarbeit den größtmöglichen Nutzen für die 
Stärkung und Festigung, unserer Republik und die Er­
füllung des Volkswirtschaftsplans zu ziehen. Gleich­
zeitig kommt es darauf an, durch die gemeinsamen 
Maßnahmen die bewußtseinsmäßige Entwicklung unse­
rer Werktätigen zu unterstützen und ihnen Hilfe bei 
der Durchführung des Produktionsaufgebots zu geben. 
Das Staatliche Vertragsgericht und die Staatsanwalt­
schaft sind Organe unserer einheitlichen Staatsgewalt. 
Beide staatlichen Organe müssen mit ihren spezifischen 
Mitteln helfen, die Erfüllung des Volkswirtschaftsplans 
und die Störfreimachung unserer Wirtschaft zu sichern. 
Im Bezirk Dresden haben wir uns in der Zusammen­
arbeit mit dem Staatlichen Vertragsgericht anfangs 
darauf beschränkt, Untersuchungen und Überprüfun­
gen in Betrieben, die als Schwerpunktbetriebe für die 
Erfüllung des Volkswirtschaftsplans angesehen wurden,

336


